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Gemeinde St. Sigmund im Sellrain                         Pol. Bezirk Innsbruck-Land 

___________________________________________________________________________ 
Telefon: 05236/566 Telefax: 05236/566-6  e-mail:gemeinde@st-sigmund-sellrain.tirol.gv.at 

 

Lfd. Nr. 2 

  

PROTOKOLL 
 

über die Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde St. Sigmund im Sellrain 
 

 
Sitzungstag: Mittwoch, 27. April 2022         Sitzungsort: Gemeindeamt St. Sigmund im Sellrain 
 
Beginn: 20.00 Uhr                         Ende: 21.20 Uhr 
 
 
Anwesende Mandatare: Bgm. Schiffmann Anton 
    Bgm.-Stvin. Kapferer Viktoria 
    Ruetz Lukas 

Salchner Roland 
Spiegl Rudolf 
Winkler Simone 
Pairst Sarah 

    Spiegl Thomas 
     
 
Entschuldigt:   Schiffmann Daniel 
    
 

TAGESORDNUNG: 
 

 
Punkt 1)  Rechnungsabschluss (Jahresrechnung) 2021 der Gemeinde St. Sigmund im Sellrain 
Punkt 2)  Beschlussfassung Gemeindegutsagrargemeinschaft St. Sigmund –  
 Jahresrechnung 2021 und Voranschlag 2022 
Punkt 3)  Bericht Substanzverwalter Gemeindegutsagrargemeinschaft St. Sigmund 
Punkt 4) Beratung und Beschlussfassung betreffend die Bildung des Gemeindeverbandes 

„Breitbandversorgung Sellraintal“ 
Punkt 5) Beschlussfassung Ankauf Universallader und Frässchleuder 
Punkt 6) Beschlussfassung Antrag Gemeinderatsmitglied Thomas Spiegl - Protokollführung 
Punkt 7) Anträge, Anfragen und Allfälliges 

 
 

 



GR-Beschl. vom 27.4.2022 
2 

 

BESCHLUSS: 
 
Zu Pkt. 1) 
Der vom Überprüfungsausschuss vorgeprüfte und zur öffentlichen Einsicht aufgelegte 
Rechnungsabschluss 2021 (Jahresrechnung) der Gemeinde St. Sigmund im Sellrain wird verlesen und 
weist folgende Zahlen auf: 
 

1) Ergebnishaushalt: 
Summe Erträge        € 1,048.502,13 
Summe Aufwendungen       € 1,300.590,46 
Saldo (0) Nettoergebnis       € -  252.088,33 
Entnahme von Haushaltsrücklagen      €                0,00 
Zuweisung an Haushaltsrücklagen      €                4,77 
Nettoergebnis nach Zuweisung und Entnahme v. Haushaltsrücklagen € -  252.093,10 
 
2) Finanzierungshaushalt: 
Summe Einzahlungen operative Gebarung     € 1,025.473,11 
Summe Auszahlungen operative Gebarung     €    997.433,85 
Saldo (1) Geldfluss aus der operativen Gebarung    €      28.039,26 
 
Summe Einzahlungen investive Gebarung     €      25.807,86 
Summe Auszahlungen investive Gebarung     €    103.810,09 
Saldo (2) Geldfluss aus der investiven Gebarung    € -    78.002,23 
 
Saldo (3) Nettofinanzierungssaldo      € -    49.962,97 
 
3) Vermögenshaushalt: 
Summe Aktiva        € 3,779.496,63 
Summe Passiva        € 3,779.466,63 

 
Unter Vorsitz von Bgm.-Stvin. Viktoria Kapferer und in Abwesenheit des Bürgermeisters Anton 
Schiffmann wird der Rechnungsabschluss beraten und einstimmig bewilligt (7 Stimmen gegen 0 
Stimmen bei 0 Stimmenthaltungen). Dem Bürgermeister Anton Schiffmann und der Finanzverwalterin 
Cornelia Schwarz wird einstimmig die Entlastung erteilt. 
 
Zu Pkt. 2) 
Die vorgelegte Jahresrechnung 2021 und der Voranschlag 2022 der Gemeindegutsagrargemeinschaft 
St. Sigmund werden dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht und einstimmig bewilligt. 
 
Zu Pkt. 3) 

a) Die vom Agrargemeinschaftsobmann und Waldaufseher gesammelten und geprüften 
Rechtholzanmeldungen der Nutzungsberechtigten für das Jahr 2022 werden einstimmig 
bewilligt. 

b) Der Substanzverwalter berichtet, über den aktuellen Stand beim Projekt „Hägerschrofenweg“ 
welcher heuer fertiggestellt werden soll. 

c) Die Aufräumungsarbeiten bei den Holzzwischenlagerplätzen werden demnächst durchgeführt. 
d) Der Substanzverwalter berichtet über die Zuerkennung einer Beihilfe für den entstandenen 

Waldschaden vom 14.3.2021. 
e) Der Substanzverwalter Rudolf Spiegl wird beauftragt, die beantragte Löschungserklärung 

betreffend das Wiederkaufsrecht laut Kaufvertrag vom 21.6.1986, abgeschlossen zwischen der 
Agrargemeinschaft St. Sigmund und Herrn Josef Ruetz, zu unterfertigen. 
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f) Der Substanzverwalter und Gemeinderat Rudolf Spiegl teilt dem Gemeinderat mit, dass er die 
Aufgabe als Substanzverwalter wieder gerne übernommen hat und auf eine entsprechende 
ihm zustehende Aufwandsentschädigung verzichtet. 

 
Zu Pkt. 4) 

a) Die Vereinbarung über die Bildung des Gemeindeverbandes „Breitbandversorgung Sellraintal“ 
laut Beilage wird verlesen und nach Diskussion einstimmig beschlossen (Beilage 1). 

b) Die Satzung des durch die Vereinbarung gebildeten Gemeindeverbandes zur gemeinsamen 
Erfüllung der in der Vereinbarung geregelten Aufgaben mit dem Namen „Breitbandversorgung 
Sellraintal“ laut Beilage wird verlesen und nach Diskussion einstimmig beschlossen (Beilage 2). 

 
Zu Pkt. 5) 
Der Ankauf eines Universalladers (Weidemann Lader 2080 SK-A) und einer Kahlbacher Frässchleuder 
(KFS 750/1500 L9) mit einem Gesamtpreis von € 131.400,-- wird einstimmig genehmigt. Der 
Bürgermeister berichtet, dass die Kosten großteils durch bereits bewilligte Bedarfszuweisungen im 
Jahr 2022 und 2023 gedeckt sind. 
 
Zu Pkt. 6) 
Der Bürgermeister verliest den Antrag des Gemeinderates Thomas Spiegl vom 15. März 2022: 
 

Antrag nach § 41 TGO 2001 
 

Wortprotokoll über jede Sitzung des Gemeinderates von St. Sigmund 
 
Die Tatsache, dass der Bürgermeister Schiffmann Anton auch als Schriftführer während der Sitzungen 
des St. Sigmunder Gemeinderates fungiert, war bisher eine gelebte Tatsache. Der Umstand das 
Schiffmann Anton als Bürgermeister der Gemeinde St. Sigmund aber laut § 37 TGO 2001 auch die 
Sitzung sowohl eröffnen, schließen, die Verhandlungen leiten und die Geschäftsordnung handhaben 
muss ist ein gesetzlicher Fakt. Wir sprechen dem Bürgermeister in seinem Amt volle Kompetenz zu und 
sind in professioneller Erwartung, dass dieser auch in der kommenden Gemeinderatsperiode die 
Sitzungen des St. Sigmunder Gemeinderates nach bestem Wissen und Gewissen leiten wird. 
 
Wir stellen uns jedoch die berechtigte Frage, ob es im Sinne der St. Sigmunder Bevölkerung stehen kann, 
dass ein Bürgermeister auch die Funktion des Schriftführers im Gemeinderat sein kann. Auch wenn 
hierzu in der Tiroler Gemeindeordnung 2001 nicht ausdrücklich die Ausübung beider Funktionen 
untersagt ist liegt die Befürchtung leider nahe, dass eine Person, beide Aufgaben während laufenden 
Sitzungen und die dabei entstehenden Diskussionen nicht zu bester Gewissheit durchführen kann. 
Auch wenn Bürgermeister Schiffmann Anton auch die Position des Amtsleiters der Gemeinde St. 
Sigmund in Personalunion bekleidet, schlagen wir eine anderweitige Lösung vor. Da es nicht im Sinne 
der Transparenz stehen kann, dass bei Diskussionen, wichtige, der Sache betreffende Wortlaute 
einzelner Gemeinderäte verloren gehen. 
 
Darum bringen wir den sachlichen und professionellen Vorschlag zur Diskussion und Abstimmung dem 
Gemeinderat der Gemeinde St. Sigmund vor. Dieser solle darüber beraten ein sogenanntes 
Wortprotokoll einzuführen. Dies würde bedeuten, dass bei jeder Sitzung des St. Sigmunder 
Gemeinderat entweder die zweite Mitarbeiterin Schwarz Cornelia anwesend sein kann und das 
Protokoll anzufertigen oder eine Tonaufnahme erstellt wird um das Protokoll im Nachhinein so 
detailgetreu wie nur möglich anzufertigen. Diese Vorgehensweise ist auch in weiten Teilen Tirols in 
nahezu jeder Gemeinde gängige Praxis. Uns haben auch mehrere ÖVP Bürgermeister im Zuge unserer 
Recherchen diese Praxis in diversen Gemeinden bestätigt. 
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Darum fordert die Gemeinderatspartei „Liste WIR St. Sigmunder“ den St. Sigmunder Gemeinderat auf, 
folgende Punkte zu beschließen: 
 

- Anfertigung eines Wortprotokoll bei jeder Sitzung des St. Sigmunder Gemeinderat durch 
Tonaufnahme mit späterem abtippen oder die Anwesenheit der zweiten Mitarbeiterin der 
Gemeinde St. Sigmund um das Protokoll anzufertigen. 

 
Der Bürgermeister Anton Schiffmann nimmt dazu wie folgt Stellung: 
 
Sehr geehrter Herr Gemeinderat Thomas Spiegl! 
 
Im wesentlichen Rügen Sie, dass ich als gewählter Bürgermeister der Gemeinde St. Sigmund i.S. und als 
Amtsleiter der Gemeinde St. Sigmund i.S., im Rahmen der Gemeinderatssitzungen die Funktion des 
Schriftführers während der Gemeinderatssitzungen ausübe. 
Sie nehmen dazu Anleihen bei der gültigen Tiroler Gemeindeordnung, hier zitieren Sie den Paragrafen 
37 der TGO idgF., Vorsitz, der Bürgermeister führt den Vorsitz im Gemeinderat. 
Des Weiteren regen Sie an, ein sogenanntes Wortprotokoll einzuführen. Ergänzt wird Ihre Anregung 
durch den Zusatz, dass die Vorgehensweise des Wortprotokolls in weiten Teilen Tirols in nahezu jeder 
Gemeinde gängige Praxis wäre. 
Beantwortung Ihrer aufgeworfenen Fragestellung. 
Die formalrechtlichen Regularien betreffend die Niederschrift über eine Sitzung des Gemeinderates sind 
im Paragrafen 46 der Tiroler Gemeindeordnung idgF. detailliert geregelt. 
Hier heißt es, dass über jede Sitzung des Gemeinderates eine Niederschrift aufzunehmen ist. Die 
Niederschrift hat zu enthalten: 
a) den Tag, den Beginn und das Ende der Sitzung 
b) die Namen des Vorsitzenden, der übrigen anwesenden und der entschuldigt und unentschuldigt 
ferngebliebenen Mitglieder des Gemeinderates,  
c) die Tagesordnung und 
d) den wesentlichen Verlauf der Beratungen, insbesondere alle in der Sitzung gestellten Anträge und 
die darüber gefassten Beschlüsse unter Anführung eines Abstimmungsergebnisses. 
 
(2) Mitglieder des Gemeinderates, die einen Beschluss nicht zugestimmt haben, können verlangen, dass 
dies in der Niederschrift festgehalten wird. 
(3) Wurde die Öffentlichkeit von einer Sitzung des Gemeinderates oder von einzelnen Teilen 
ausgeschlossen, so darf die Niederschrift von den Angaben nach Abs. 1 lit. d nur den Wortlaut der 
gefassten Beschlüsse enthalten. Das Weitere ist in einer gesonderten Niederschrift festzuhalten. 
(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern des Gemeinderates und vom 
Schriftführer zu unterfertigen und bei den Gemeindeakten zu verwahren. Jeder Gemeindepartei ist eine 
Ausfertigung der Niederschrift zu übermitteln. 
(5) Jedermann kann während der Amtsstunden des Gemeindeamtes in die Niederschrift Einsicht 
nehmen. Die Einsichtnahme in die gesonderte Niederschrift ist auf die Mitglieder des Gemeinderates 
beschränkt. 
Die Niederschrift beurkundet den Verlauf der Gemeinderatssitzung, hat aber keine konstitutive 
Wirkung. Rechtlich verbindlich ist der tatsächlich gefasste Beschluss und nicht die betreffende 
Beurkundung in der Niederschrift. Die unterfertigte Niederschrift ist eine öffentliche Urkunde im Sinne 
des § 47 AVG bzw. des § 292 der ZPO mit der gesetzlichen – aber auch nach der Genehmigung 
widerlegbaren – Vermutung der Richtigkeit des Inhaltes. 
Hier möchte ich erwähnen, dass die bisher geübte Praxis über die Ausfertigung und Anfertigung der 
Niederschriften – der Gemeinderatsprotokolle – in der Gemeinde St. Sigmund i.S. den Normierungen in 
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der Tiroler Gemeindeordnung idgF. entspricht. Die Niederschrift soll den wesentlichen Verlauf der 
Sitzung des Gemeinderates wiedergeben. Die von Ihnen eingeredete geübte Praxis über die Anfertigung 
von Wortprotokollen wird von einem überwiegenden Teil der Tiroler Gemeinden so nicht gehandhabt, 
denn der Aufwand und die einhergehende Lesbarkeit der Niederschriften wäre durch den Umfang der 
Schriftlichkeit des Sitzungsprotokolls nicht mehr gegeben.  
Im Sinne des § 119a (2) B-VG idgF. und des § 90 (1) der TGO idgF, ist die Gemeinde St. Sigmund i.S. 
angehalten ihre Gebarung nach den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und 
Zweckmäßigkeit zu gestalten. Hier wäre der von Ihnen eingeredete Personalaufwand von einer 
zusätzlichen Mitarbeiterin während der Gemeinderatssitzungen als nicht vertretbar zu werten. 
Die in der Gemeinde St. Sigmund i.S. geübte Praxis eines Abstimmungsprotokolls hat sich seit anher 
bestens bewährt und entspricht im gesamten den Anforderungen wie diese in der Bundesverfassung 
idgF. ab dem Artikel 115 Gemeinden, und in der Tiroler Gemeindeordnung idgF. normiert sind.  
Als Bürgermeister der Gemeinde St. Sigmund i.S. sehe ich daher keine Notwendigkeiten von der bestens 
bewährten Praxis des Abstimmungsprotokolls abzuweichen. 
 
Der Bürgermeister berichtet, dass der Antrag dem Gemeindevorstand zur Beratung und 
Beschlussempfehlung vorgelegt wurde und teilt dem Gemeinderat folgenden Beschluss mit: 
 
Der Gemeindevorstand beschließt in seiner Sitzung vom 27. April 2022 nach Beratung einstimmig 
folgende Beschlussempfehlung an den Gemeinderat der Gemeinde St. Sigmund im Sellrain: 
Der Antrag des Gemeinderates Thomas Spiegl wird zur Ablehnung vorgeschlagen. 
 
Nach Abstimmung des Gemeinderates der Gemeinde St. Sigmund im Sellrain wird der Antrag mit 7 
Stimmen dafür, 1 Stimme dagegen (Spiegl Thomas) und 0 Stimmenthaltungen abgelehnt.  
 
Zu Pkt. 7) Allfälliges: 
Auf Anfrage von GR Thomas Spiegl bezüglich eines Sitzungs-Terminplanes wird folgendes einhellig 
besprochen:  
Es wird kein Terminplan festgelegt jedoch wird als Sitzungstag nach Möglichkeit der Dienstag 
vereinbart.   

 
 
Die Sitzung war beschlussfähig und öffentlich. 
Die Ladung zur Sitzung erfolgte an alle Mitglieder am 21. 4. 2022 durch Einzelladung per Email.  
Als Schriftführer fungierte: Schiffmann Anton 
 
 
Angeschlagen am:  05. Mai 2022    Für die Gemeinde St. Sigmund i.S. 
Abgenommen am:  20. Mai 2022    Der Bürgermeister: 
 
 
 
 
 
Die Gemeinderäte:      Der Bürgermeister 
 
 
 
 
Der Schriftführer: 
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Beilage 1 – Gemeinderatssitzung vom 27.4.2022 
 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde St. Sigmund im Sellrain beschließt einstimmig nachstehende 
Vereinbarung abzuschließen und nachfolgende Satzung des Gemeindeverbandes 
„Breitbandversorgung Sellraintal“ zu erlassen: 
 
 

VEREINBARUNG 
 

Über die Bildung des Gemeindeverbandes „Breitbandversorgung Sellraintal“ 
 

Artikel I 
 

1. Die Gemeinden Oberperfuss, Sellrain, Gries im Sellrain und St. Sigmund schließen sich zu 
einem Gemeindeverband gemäß § 129 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 – TGO, LBGL. Nr. 
36, in der Fassung LGBl. Nr. 161/2021 zusammen 

 
2. Aufgabe des Gemeindeverbandes ist die durch die Mitgliedsgemeinden führende Glasfaser – 

Zubringerstrecke (Backbone) vom Knoten Völs zu den Gemeinden (Übergabepunkte in den 
jeweiligen Ortszentralen) passiv zu betreiben und zu warten, sowie die Glasfaserinfrastruktur 
der Zubringerstrecken zu vermarkten. 

 
3. Der Name des Gemeindeverbandes ist Gemeindeverband „Breitbandversorgung Sellraintal“ 

 
4. Der Sitz des Gemeindeverbandes ist in Oberperfuss. 

 
5. Der Gemeindeverband ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts. 

 
 

Artikel II 
 

Diese Vereinbarung über die Bildung des Gemeindeverbandes „Breitbandversorgung Sellraintal“ tritt 
mit der Kundmachung der Genehmigung (Verordnung) durch die Tiroler Landesregierung in Kraft. 
 
 
 
Angeschlagen am:  05. Mai 2022    Für die Gemeinde St. Sigmund i.S. 
Abgenommen am:  20. Mai 2022    Der Bürgermeister: 
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Beilage 2 – Gemeinderatssitzung vom 27.4.2022 
 
 

Satzung 
 

Des gemäß §§ 129 ff der Tiroler Gemeindeordnung 2001, LGBl. Nr. 36/2020 durch die Vereinbarung 
gebildeten Gemeindeverbandes zur gemeinsamen Erfüllung der in der Vereinbarung geregelten 
Aufgaben mit dem Namen „Breitbandversorgung Sellraintal“ (in der Folge als Gemeindeverband 
bezeichnet). 

§ 1 
Organe 

Organe des Gemeindeverbandes sind: 
1) Die Verbandsversammlung 

2) Der Verbandsobmann 

§ 2  
Verbandsversammlung 

 
1) Die Verbandsversammlung besteht gemäß § 135 Abs. 1 TGO aus den Bürgermeistern der dem 

Gemeindeverband angehörenden Gemeinden sowie aus dem Verbandsobmann und seinem 

Stellvertreter, auch wenn sie nicht Bürgermeister oder ein vom Gemeinderat einer solchen 

Gemeinde entsandtes Mitglied sind. 

 
2) Gemeinden, deren Anteil an der jährlichen Mittelaufbringung des Gemeindeverbandes mehr 

als 20 v.H. beträgt, haben weitere Vertreter in die Verbandsversammlung zu entsenden, 

höchstens jedoch je einen für je weiterer angefangene 10 v.H. Diese Vertreter müssen 

Mitglieder des Gemeinderates der sie entsendenden Gemeinde sein. Für die weiteren 

Vertreter hat der Gemeinderat der entsendenden Gemeinde Ersatzmitglieder zu bestellen.  

 
3) Der Verbandsversammlung gehört nach § 136a TGO auch ein Vertreter der Bediensteten des 

Gemeindeverbandes, im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter, mit beratender Stimme 

an. 

 
4) Der Verbandsversammlung obliegt die Beschlussfassung in allen Angelegenheiten des 

Gemeindeverbandes, die nicht dem Verbandsobmann unterliegen. 

Jedenfalls obliegen ihr: 
a) die Wahl des Verbandsobmannes und seines Stellvertreters, 

b) die Wahl des Überprüfungsausschusses, 

c) die Erlassung und Änderung der Satzung nach Maßgabe der Bestimmungen des § 133 

Abs. 2 der TGO 2001, 

d) die Festsetzung des Voranschlages und die Beschlussfassung über den 

Rechnungsabschluss, 

e) die Festsetzung darüber, ob Vorauszahlungen nach § 141 Abs. 3 TGO zu entrichten sind, 

sowie über Höhe, Anzahl und Fälligkeit solcher Vorauszahlungen, 

f) die Festsetzung von Kostenersätze und Mieten. 
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5) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß 

eingeladen wurden und der Verbandsobmann oder sein Stellvertreter und insgesamt mehr als 

die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Wird diese Anzahl nicht erreicht, so ist innerhalb von 

zwei Wochen eine weitere Sitzung anzuberaumen, die ohne Rücksicht auf die Anzahl der 

anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist. Zu einem gültigen Beschluss und zu einer gültigen 

Wahl ist die Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder erforderlich. 

 
§ 3 

Verbandsobmann 
 

1) Der Verbandsobmann und sein Stellvertreter sind von der Verbandsversammlung in 

getrennten Wahlgängen auf sechs Jahre zu wählen. Sie haben ihre Geschäfte bis zur Neuwahl 

des Verbandsobmannes bzw. seines Stellvertreters weiterzuführen. Kommt im ersten 

Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht zustande, so gilt als gewählt, wer im zweiten 

Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los, 

das von dem an Jahren jüngsten Mitglied der Verbandsversammlung zu ziehen ist. Der 

Verbandsobmann wird im Falle seiner Verhinderung durch seinen Stellvertreter, bei dessen 

Verhinderung durch das jeweils älteste der übrigen Mitglieder des Verbandsausschusses, 

sofern ein solcher nicht besteht, der Verbandsversammlung vertreten. 

 
2) Dem Verbandsobmann obliegen: 

a) die Einberufung der Verbandsversammlung, 

b) der Vorsitz in der Verbandsversammlung, 

c) die Vollziehung der Beschlüsse der Verbandsversammlung, sowie die Besorgung aller zur 

laufenden Geschäftsführung gehörenden Angelegenheiten, 

d) die Vertretung des Gemeindeverbandes nach außen; in Angelegenheiten, in denen die 

Beschlussfassung der Verbandsversammlung obliegt, jedoch nur im Rahmen 

entsprechender Beschlüsse, 

e) die Leitung der Geschäftsstelle des Gemeindeverbandes, 

f) die Erstellung des Entwurfes des Voranschlages und die Erstellung des 

Rechnungsabschlusses sowie deren Vorlage an die Verbandsversammlung. 

 
3) Urkunden, mit denen der Gemeindeverband privatrechtliche Verpflichtungen übernimmt, 

sind, soweit es sich nicht um Angelegenheiten der laufenden Geschäftsführung handelt, vom 

Verbandsobmann gemeinsam mit zwei weiteren Mitgliedern der Verbandsversammlung zu 

unterfertigen. In der Urkunde ist der betreffende Beschluss der Verbandsversammlung 

anzuführen. 

 
§ 4 

Geschäftsstelle 
 
Die Organe des Gemeindeverbandes bedienen sich bei der Besorgung ihrer Aufgaben des 
Gemeindeamtes der Sitzgemeinde. 
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§ 5 
Überprüfungsausschuss 

 
1) Die Verbandsversammlung hat einen Überprüfungsausschuss zu wählen. Dieser besteht aus 

drei Mitgliedern. Die Mitglieder des Überprüfungsausschusses müssen Mitglieder des 

Gemeinderates einer verbandsangehörigen Gemeinde sein. Ihre Amtsdauer beträgt sechs 

Jahre. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu wählen. 

Kommt im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht zustande, so gilt als gewählt, 
wer im zweiten Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los, das von dem an Jahren jüngsten Mitglied der Verbandsversammlung zu 
ziehen ist. 
 

2) Zusätzlich kann die Verbandsversammlung in diesen Ausschuss auch Personen, die keinem 

Gemeinderat einer verbandsangehörigen Gemeinde angehören, als Sachverständige ohne 

Stimmrecht berufen. 

 
§ 6 

Aufbringung der Mittel 
 

1) Die durch die Einzahlungen nicht gedeckten Auszahlungen des Gemeindeverbandes sind auf 

die verbandsangehörenden Gemeinden nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 

aufzuteilen: 

 
a) Die Investitionsbeiträge (Kosten für ev. Grunderwerb, einmalige Entschädigungen für 

Grundinanspruchnahme und Dienstbarkeiten, Planung und Bau der Anlagen),  

b) die Schuldendienstbeiträge zur Deckung der Mittelaufbringung für die Beschaffung, die 

Verzinsung und Rückzahlung der zur Finanzierung der Kosten aufgenommenen Darlehen 

und  

c) die Beiträge zum Betriebsaufwand (Betriebsbeiträge) sind auf die einzelnen 

Verbandsgemeinden nach folgendem Schlüssel (Laufmeter gemessene Faserlänge je 

Gemeinde / Hausanschlüsse je Gemeinde bzw. Adressen 50% und Länge 50%) aufzuteilen: 

 
 
Gemeinde________________________________prozentueller Anteil 
Gemeinde Oberperfuss     43,00% 
Gemeinde Sellrain      25,86%  
Gemeinde Gries im Sellrain     17,93% 
Gemeinde St. Sigmund im Sellrain    13,21% 
Summe                  100,00% 
 

d) Der Aufteilungsschlüssel ist nach abgeschlossener Verlegung der Backbone-Strecke bzw. 

in Folge alle drei Jahre zum 31.12. anzupassen. 

 
 

2) Ein sich aus dem Betrieb ergebender Überschuss ist jährlich nach erfolgter Beitragsabrechnung 

auf die verbandsangehörigen Gemeinden nach dem im Absatz 1 vorgesehenen Schlüssel 

aufzuteilen und als Guthaben anzurechnen bzw. auszuzahlen. 
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3) Sich aus dem Betrieb ergebende Nachzahlungen sind jährlich nach erfolgter 

Beitragsabrechnung auf die verbandsangehörigen Gemeinden nach dem im Absatz 1 

vorgesehenen Schlüssel aufzuteilen und diesen vorzuschreiben. 

 

                                                                § 7 
Fälligkeit und Entrichtung der Beitragsanteile der 

Verbandsgemeinden 
 
Der Verbandsobmann hat den Gemeinden bis spätestens 31. Oktober die im folgenden Jahr 
zu entrichtenden Vorauszahlungen sowie nach dem Vorliegen des Rechnungsabschlusses 
unverzüglich die für das jeweilige Abrechnungsjahr zu leistenden Beiträge schriftlich 
mitzuteilen. Aufgrund des Rechnungsabschlusses sich ergebende Nachzahlungen sind von den 
Verbandsgemeinden nach der Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss binnen einem 
Monat nach dem Erhalt der Vorschreibung zu entrichten. Aufgrund des Rechnungsab-
schlusses sich ergebende Guthaben sind den Verbandsgemeinen auf die nächstfolgenden 
Vorauszahlungen bzw. auf den nächstfolgenden Beitrag anzurechnen. 
 
 

§ 8 
Nachträglicher Beitritt und Ausscheiden von Gemeinden 

 
1) Tritt eine Gemeinde nachträglich dem Gemeindeverband bei, so hat die eintretende Gemeinde 

dem Gemeindeverband ab dem Tag des Beitrittes Beiträge nach § 6 zu leisten. Bei der 

Festsetzung dieses Beitrages ist eine Wertminderung des Anlagevermögens angemessen zu 

berücksichtigen. 

 
2) Scheidet eine Gemeinde aus dem Gemeindeverband aus, so hat sie keinen Anspruch auf 

Rückerstattung der von ihr erbrachten finanziellen Leistungen. Die ausscheidende Gemeinde 

hat außerdem die daraus entstandenen Kosten dem Verband zu ersetzen. 

 
§ 9 

Auflösung und Verwendung des Vermögens 
 

1) Bei Auflösung des Gemeindeverbandes ist das Vermögen zur Deckung seiner Verbindlichkeiten 

heranzuziehen. Das danach noch verbleibende Restvermögen ist auf die beteiligten 

Gemeinden im Verhältnis der eingebrachten Investitionsbeiträge aufzuteilen. 

 
2) Auf Antrag des Gemeindeverbandes oder einer aus ihm ausgeschiedenen Gemeinde 

entscheidet die Landesregierung über finanzielle Ansprüche dieser Gemeinde an den 

Gemeindeverband, wenn kein Einvernehmen zwischen den Beteiligten herbeigeführt werden 

kann. 
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§ 10 
Sinngemäße Geltung von Vorschriften 

 
Soweit in dieser Satzung oder gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Organisation des 
Gemeindeverbandes die Vorschriften der TGO 2001, LGBl. Nr. 36/2001 in der jeweils geltenden 
Fassung, sinngemäß, wobei dem Gemeinderat die Verbandsversammlung, dem Gemeindevorstand 
der Verbandsausschuss, dem Bürgermeister der Verbandsobmann, dem Überprüfungsausschuss nach 
§ 109 TGO, der Überprüfungsausschuss nach § 138 TGO und dem Gemeindeamt die Geschäftsstelle 
entspricht. 

§ 11  
Haftung 

 
1) Dritten gegenüber haften die dem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden für dessen 

Verbindlichkeiten zur ungeteilten Hand. 

 
2) Untereinander haften die dem Gemeindeverband angehörenden Gemeinden im Verhältnis 

ihrer Beitragspflicht (§ 6). 

 
§ 12 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung des Gemeindeverbandes tritt mit Genehmigung (Bescheid) durch die Tiroler 
Landesregierung in Kraft. 

 
 
 
Angeschlagen am:  05. Mai 2022    Für die Gemeinde St. Sigmund i.S. 
Abgenommen am:  20. Mai 2022    Der Bürgermeister: 
 


